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Abstract:  Der europäische Gesetzgeber hat im Sommer 2019 
eine wichtige Reform im Bereich des europäischen 
Ehe- und Kindschaftsrechts verabschiedet: Ab dem 1. 
August 2022 wird die Brüssel IIb Verordnung als neues 
europäisches Regelwerk angewandt werden. Dieser 
Beitrag setzt sich mit den Neuregelungen im Bereich 
des Sorge und Umgangsrechts auseinander. Erläutert 
wird dabei auch der aktuelle rechtliche Rahmen, der 
durch die Brüssel IIa Verordnung gesetzt ist. 
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Martina Erb-Klünemann und Melanie Kößler:  
Von der Brüssel IIa- zur Brüssel IIb- 
Verordnung
Reform der europäischen Vorschriften für grenzüberschreitende Kindschaftsverfahren

Der europäische Gesetzgeber hat im Sommer 2019 eine wichtige Reform im Bereich des 
europäischen Ehe- und Kindschaftsrechts verabschiedet: Ab dem 1. August 2022 wird die 
Brüssel IIb-Verordnung als neues europäisches Regelwerk angewandt werden. Dieser 
Beitrag setzt sich mit den Neuregelungen im Bereich des Sorge- und Umgangsrechts 
auseinander. Erläutert wird dabei auch der aktuelle rechtliche Rahmen, der durch die 
Brüssel IIa-Verordnung gesetzt ist. 

1. Europäisches Familienrecht und die 
Entstehung der „Brüssel IIa-Verordnung“ 
und der „Brüssel IIb-Verordnung“

Im Zuge der europäischen Freizügigkeit verlassen Unionsbür-
ger/innen ihr Geburtsland und ziehen in einen anderen EU-Mit-
gliedstaat, um dort zu leben und zu arbeiten. Gerade in Grenz-
regionen pendeln Menschen in ihrem Alltag auch zwischen 
mehreren EU-Mitgliedstaaten – so zum Beispiel in der Großre-
gion Saar-Lor-Lux zwischen Luxemburg, Frankreich und 
Deutschland. Mit der stetig wachsenden Mobilität innerhalb 
der Europäischen Union wachsen die persönlichen Verbin-
dungen zwischen den Ländern. Über die EU-Grenzen hinweg 
werden Partnerschaften eingegangen und Familien gegrün-
det. Und so wachsen auch Kinder oftmals mit engen persönli-
chen Bezügen zu mehreren Mitgliedstaaten auf.

Im Fall einer Trennung der Eltern ist zu klären, wie Sorge und 
Umgang zukünftig ausgeübt werden sollen. Eltern stehen da-
bei zwei Wege offen, nämlich die außergerichtliche und die 
gerichtliche Klärung. Die Zentrale Anlaufstelle für grenzüber-
schreitende Kindschaftskonflikte und Mediation „ZAnK“ (Kon-
takt siehe unten) berät kostenfrei über die Besonderheiten 
und Handlungsmöglichkeiten im Fall eines Familienkonflikts 
mit Auslandsbezug. Gerade im Bereich des internationalen 
Kindschaftsrechts sollten Sorgeberechtigte sich immer bemü-
hen, eine einvernehmliche Lösung zu finden, da dies regelmä-
ßig im besten Interesse des Kindes ist. Vorstellbar ist, dass sich 

die Eltern außergerichtlich einigen, z.B. mithilfe einer Mediati-
on – hier kommt z.B. die Einschaltung des auf internationale 
Kindschaftskonflikte spezialisierten Vereins „MiKK e.V.“ (Kon-
takt siehe unten) infrage – oder unterstützt durch die Beratung 

Beispiel: Vorstellbar ist, dass sich eine Französin und ein 
Pole in Straßburg kennenlernen und ein Kind namens 
Charlotte bekommen. Charlotte hat die polnische und die 
französische Staatsangehörigkeit. Die Eltern sind nicht mit-
einander verheiratet. Regelungen zum Sorgerecht haben 
die Eltern nicht getroffen. Aufgrund eines Jobangebots der 
Mutter ziehen die Eltern dann mit der inzwischen zweijähri-
gen Charlotte nach Frankfurt. Nach einem Jahr in Frankfurt 
trennen sich die Eltern. Die Mutter möchte mit Charlotte in 
Frankfurt bleiben. Der Vater möchte mit Charlotte nach 
Warschau ziehen, da er dort eine neue berufliche Perspek-
tive hat.
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des Jugendamts oder eines Trägers der freien Kinder- und Ju-
gendhilfe. Kommt es nicht zu einer außergerichtlichen Eini-
gung, stellt sich die Frage, welche Gerichte für Umgangs- und 
Sorgerechtsstreitigkeiten zuständig sind.

Für Familien ist es dann wichtig zu wissen, in welchem Staat sie 
ihren Rechtsstreit erfolgreich führen können. Bedeutsam ist für 
sie auch, ob eine Entscheidung über die Grenze des Mitglied-
staats, in dem sie erlassen worden ist, hinaus Geltung in einem 
anderen Mitgliedstaat hat. Natürlich treten solche Konstellati-
onen nicht nur grenzüberschreitend innerhalb der Europäi-
schen Union auf. Dieser Aufsatz beschränkt sich jedoch auf die 
innereuropäischen Fälle, die in der Praxis auch am häufigsten 
vorkommen. Diese fallen in den vollständigen Anwendungsbe-
reich der Brüssel IIa- und Brüssel IIb-Verordnung.

Um in solchen Fallkonstellationen Kindern und ihren Eltern 
mehr Rechtssicherheit zu geben, hat der EU-Gesetzgeber 2003 
die „Brüssel IIa-Verordnung“ verabschiedet. Diese seit dem 1. 
März 2005 angewandte Verordnung stellt verfahrensrechtliche 
Regelungen für Verfahren betreffend die elterliche Verantwor-
tung und Ehesachen auf. Das Regelwerk zur „elterlichen Ver-
antwortung“ betrifft insbesondere Sorge- und Umgangsver-
fahren. Die Verordnung enthält Vorschriften zur gerichtlichen 
Zuständigkeit, Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher 
Entscheidungen und zur grenzüberschreitenden Zusammen-
arbeit der „Zentralen Behörden“. Darüber hinaus sind weiter-
führende Vorschriften für den Fall einer Kindesentführung ent-
halten, welche die Rückführung des Kindes erleichtern.

Die Brüssel IIa-Verordnung und später 
dann die Brüssel IIb-Verordnung gelten 
für die Rechtsanwender/innen in allen 
EU-Mitgliedstaaten mit Ausnahme von 
Dänemark.

Im Sommer 2016 veröffentlichte die EU-Kommission einen 
Vorschlag für eine Reform der bestehenden Regelungen. Im 
darauf folgenden Reformprozess wurden vor allem Fragestel-
lungen im Bereich der elterlichen Verantwortung erörtert. Zen-
trale Diskussionspunkte waren Zuständigkeitsregelungen, die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen, die Aus-
landsunterbringung, das Recht des Kindes auf Meinungsäuße-
rung und besondere Vorgaben im EU-Raum zu grenz
überschreitenden Kindesentführungen. Diskutiert wurden 
auch Fragen in grenzüberschreitenden Eheverfahren, worauf 
in diesem Beitrag nicht näher eingegangen werden soll. Der 
Diskussions- und Reformprozess mit damals insgesamt 27 
EU-Mitgliedstaaten (ohne Dänemark; Großbritannien war noch 
dabei) war für alle Beteiligten eine Herausforderung. Die Er-

gebnisse des Reformprozesses wurden mit dem Regelwerk 
„Brüssel IIb-Verordnung“ im Sommer 2019 verabschiedet. Ab 
dem 1. August 2022 werden diese Neuregelungen der Brüssel 
IIb- Verordnung in allen EU-Mitgliedstaaten mit Ausnahme Dä-
nemarks gelten.

Die juristische Fachliteratur hat bereits begonnen, sich intensiv 
mit den Neuregelungen der Brüssel IIb-Verordnung auseinan-
derzusetzen (z.B. Erb-Klünemann/Niethammer-Jürgens 2019; 
Gallep/Rölke 2018 und 2020; Gruber/Möller 2020; Kohler/Pin-
tens 2020; Schulz 2020). Diese Beiträge sind eine Fundgrube für 
die vertiefte Auseinandersetzung mit einzelnen Fragestellun-
gen z.B. zum Thema Kindesentführung oder Auslandsunter-
bringung, die in diesem Beitrag nicht behandelt werden.

Derzeit bereitet der deutsche Gesetzgeber eine Reform des In-
ternationalen Familienverfahrensgesetzes als dem deutschen 
Ausführungsgesetz vor, um das deutsche Recht an die ab Som-
mer 2022 anzuwendenden Regelungen anzupassen. Ein erster 
Referentenentwurf stammt vom 11. Januar 2021.

2. Bedeutung der EU-Verordnungen für 
die Fall- und Beratungspraxis

Welche Bedeutung hat die Brüssel IIa-Verordnung bzw. dann 
die Brüssel IIb-Verordnung für die Fall- und Beratungspraxis 
auf kommunaler Ebene? Beide Regelwerke hat der europäi-
sche Gesetzgeber als sogenannte „EU-Verordnung“ gefasst. Im 
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union wird zu 
EU-Verordnungen ausgeführt (Art. 288 Abs. 2): „Eine Verord-
nung hat allgemeine Geltung. Sie ist in allen ihren Teilen ver-
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.“ Für die 
Rechtsanwender/innen in Deutschland, z.B. das Jugendamt 
auf kommunaler Ebene, bedeutet dies konkret, dass der Ver-
ordnungstext zwingend zu beachten und unmittelbar anzu-
wenden ist.

Die Brüssel IIa-Verordnung und später dann die Brüssel IIb-Ver-
ordnung gelten für die Rechtsanwender/innen in allen EU-Mit-
gliedstaaten mit Ausnahme von Dänemark. Dänemark hatte 
sich bereits bei der Verabschiedung der Brüssel IIa-Verordnung 
dazu entschlossen, nicht teilzunehmen. Auch die Regelungen 
der Brüssel IIb-Verordnung werden in Bezug auf Dänemark kei-
ne Anwendung finden. Großbritannien ist nach dem Brexit 
nicht mehr Mitgliedstaat der Europäischen Union. Für bis zum 
31.12.2020 eingeleitete Verfahren gilt weiterhin die Brüssel 
IIa-Verordnung zwischen den Mitgliedstaaten und Großbritan-
nien, Art. 67 Abkommen über den Austritt des Vereinigten Kö-
nigreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäi-
schen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft. Nach 
Art. 50 Abs. 3 Vertrag über die Europäische Union ist dies für 
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Verfahren, die ab dem 1. Januar 2021 eingeleitet werden, nicht 
mehr der Fall.

3. Zentrale Regelungen für Sorge- und 
Umgangsrecht

Die folgenden Ausführungen fokussieren auf die Regelungen 
zur Zuständigkeit sowie zur Anerkennung und Vollstreckung 
von Entscheidungen. Dabei wird jeweils zunächst die Rege-
lung der Brüssel IIa-Verordnung und sodann die Neuregelung 
der Brüssel IIb-Verordnung erläutert.

3.1 Die Gerichte welchen Staates sind zuständig?

Brüssel IIa-Verordnung
Ein wesentlicher Grundsatz der Brüssel IIa-Verordnung besteht 
darin, dass die Gerichte des Mitgliedstaates für Verfahren be-
treffend die elterliche Verantwortung zuständig sind, in dem 
das Kind zum Zeitpunkt der Antragstellung seinen gewöhnli-
chen Aufenthalt hat (Artikel 8 Abs. 1 Brüssel IIa-Verordnung). 
Mithin kommt es für die Frage des zuständigen Gerichts nicht 
auf die Staatsangehörigkeit des Kindes oder der Eltern an. 

Im deutschen Recht ist der Begriff des „gewöhnlichen Aufent-
halts (gA)“ in § 30 Abs. 3 Satz 2 Sozialgesetzbuch I definiert: 
„Den gewöhnlichen Aufenthalt hat jemand dort, wo er sich 
unter Umständen aufhält, die erkennen lassen, dass er an die-
sem Ort oder in diesem Gebiet nicht nur vorübergehend ver-
weilt.“ Rechtsprechung und Literatur definieren den gewöhn-
lichen Aufenthalt danach als den Ort, an dem eine Person 
„zukunftsoffen“ verbleibt und an dem sie ihren Lebensmittel-
punkt hat. Für die Frage, ob der Aufenthalt „zukunftsoffen“ ist, 
sind neben den subjektiven Vorstellungen der betroffenen 
Person bzw. der Personensorgeberechtigten vor allem die tat-
sächlichen Verhältnisse entscheidend (Lange 2020, §  86 
Rn. 30, 33 m.w.N.).

Der Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts ist nach der Brüs-
sel IIa-Verordnung, die insoweit keine Definition enthält, au-
tonom zu bestimmen und ist nicht identisch mit der deut-
schen Legaldefinition. 

Begriff „gewöhnlicher Aufenthalt“

Der Europäische Gerichtshof hat in mehreren Entschei-
dungen das Verständnis dieses Begriffes geprägt: Der Auf-
enthalt ist danach gewöhnlich, wenn er Ausdruck einer 
„gewisse[n] Integration des Kindes in ein soziales und fa-
miliäres Umfeld“ ist (Leitsatz 1 der Entscheidung EuGH, 
Urteil vom 22. Dezember 2010 – C-497/10 PPU).

Das Begriffsverständnis im deutschen Sozialrecht hat sich 
dem europäischen und auch internationalen Recht weitge-
hend angenähert. Die soeben erörterten zentralen Kriterien 
für den gewöhnlichen Aufenthalt „Zukunftsoffenheit“ sowie 
„Mittelpunkt der Lebensbeziehungen“ liegen auch dem eu-
ropäischen bzw. internationalen Begriffsverständnis des ge-
wöhnlichen Aufenthalts zugrunde (siehe zum Begriff des ge-
wöhnlichen Aufenthalts: BfJ o.J. sowie die vergleichbaren 
Überlegungen mit Blick auf die Begriffsdefinition im Haager 
Kinderschutzübereinkommen: Meysen u.a. 2016, 25 f.).

Während eines laufenden familiengerichtlichen Verfahrens 
bleibt bei Geltung der Brüssel IIa-Verordnung die Zuständig-
keit eines Gerichts grundsätzlich bestehen, auch wenn im 
Laufe des Verfahrens das Kind in einen anderen EU-Mitglied-
staat umzieht. Dieses Prinzip heißt perpetuatio fori und be-
deutet, dass der Gerichtstand fortbesteht, und zwar unabhän-
gig davon, wie lange das Verfahren dauert.

Wichtig zu beachten ist, dass der gewöhnliche Aufenthalt im 
Fall einer grenzüberschreitenden Kindesentführung zwischen 
zwei Mitgliedstaaten binnen eines Jahres nach Entführung 
nicht wechseln kann, außer der andere Elternteil, dessen Sor-
gerecht verletzt worden ist, stimmt nachträglich dann doch 
dem Umzug zu (Art. 10 Brüssel IIa-Verordnung). Diese Vor-
schrift ist sehr praxisrelevant und wird oft übersehen.

Beispiel: Eine Mutter begibt sich in Beratung. Sie gibt an, 
mit dem Kind aus Litauen zu kommen und seit sieben Mo-
naten in Deutschland zu leben. Auf Nachfrage teilt die Mut-
ter mit, dass der Vater mitsorgeberechtigt ist und in die Um-
zugsentscheidung nicht einbezogen worden ist. Welche 
Gerichte sind international zuständig, Sorge- und Um-
gangsfragen zu entscheiden?

Es liegt eine zivilrechtliche Kindesentführung vor in Form 
des widerrechtlichen Verbringens des Kindes. Denn es fehlt 
die Mitentscheidung des Vaters über den Auslandsumzug. 
Nach Art. 10 Brüssel IIa-Verordnung bleiben die Gerichte in 

Entscheiden sich im oben genannten Beispiel die Eltern 
von Charlotte dazu, Sorge- oder Umgangsfragen gerichtlich 
klären zu lassen, sind die Gerichte des Staates, in dem 
Charlottes gewöhnlicher Aufenthalt liegt, international zu-
ständig. Dies ist Deutschland, denn Charlotte ist vor einem 
Jahr mit Zustimmung beider Sorgeberechtigter hierhin ge-
zogen mit der Absicht, hier dauerhaft zu leben. Internatio-
nal zuständig sind mithin deutsche Gerichte. Örtlich zu-
ständig ist das Frankfurter Familiengericht.
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Litauen international zuständig. Dabei ist die Tatsache, 
dass die Mutter die Hauptbezugsperson des Kindes ist, 
ebensowenig relevant wie die Frage, ob die Mutter wusste 
oder hätte wissen müssen, dass sie das Kind entführt hat.

Unter den engen Voraussetzungen des Art. 12 Brüssel IIa-Ver-
ordnung kann eine von Art. 8 Abs. 1 Brüssel IIa-Verordnung 
abweichende Parteivereinbarung zur Zuständigkeit geschlos-
sen werden.

Brüssel IIb-Verordnung
Die Neuregelungen halten daran fest, dass grundsätzlich der 
gewöhnliche Aufenthalt des Kindes maßgeblich für die Zu-
ständigkeit von Gerichten ist. Auch das Prinzip der perpetuatio 
fori gilt weiter (Art. 7 Brüssel IIb-Verordnung). Die Regelungen 
für den Fall einer Kindesentführung finden sich nun in Art. 9 
Brüssel IIb-Verordnung.

Die Neuregelungen zur Gerichtsstandvereinbarungen stärken 
die Parteienautonomie. Auch flexibilisieren sie das manchmal 
für die Beteiligten möglicherweise zu starre Prinzip der perpe-
tuatio fori: Nach der Brüssel IIb-Verordnung ist es noch weitge-
hender möglich, für künftige und auch bereits laufende famili-
engerichtliche Verfahren eine Gerichtsstandvereinbarung zu 
schließen (Art. 10 Brüssel IIb-Verordnung). Der Verordnungs-
gesetzgeber regelt nun ausdrücklich, dass diese Vereinbarung 
schriftlich zu schließen ist. Dritte, die im Laufe des Verfahrens 
Verfahrensbeteiligte werden, z.B. ein Verfahrensbeistand oder 
auch das Jugendamt im deutschen Familienrecht, müssen 
der Vereinbarung zustimmen und können also auch wider-
sprechen. Wenn sie nicht widersprechen, dann wird auch 
Schweigen als Zustimmung gewertet (Art. 10 Abs. 2 Brüssel 
IIb-Verordnung; zum Ganzen: Erb-Klünemann/Nietham-
mer-Jürgens 2019, 455 f.; Schulz 2020, 1142).

3.2 Gibt es eine gesonderte Zuständigkeit für 
einstweilige Maßnahmen?

Brüssel IIa-Verordnung
In dringenden Fällen können einstweilige Maßnahmen ein-
schließlich Schutzmaßnahmen auch von demjenigen an sich 
international unzuständigen EU-Mitgliedstaat getroffen wer-
den, in dem sich das Kind gerade tatsächlich aufhält (Art. 20 
Abs. 1 Brüssel IIa-Verordnung). Mithin kann dann ausnahms-
weise von dem Grundsatz, dass der gewöhnliche Aufenthalt 
des Kindes Anknüpfungspunkt für die Zuständigkeit von Ge-
richten ist, abgewichen werden. Voraussetzung ist nach der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs, dass alle 
Personen, in deren Rechte durch die Schutzmaßnahmen ein-
gegriffen wird, sich ebenfalls am tatsächlichen Aufenthaltsort 
des Kindes befinden (EuGH, Urteil vom 23. Dezember 2009 – 
C‑403/09 PPU, Rn. 50 ff.; Schulz 2020, 1143). Derartige Maßnah-

men des an sich unzuständigen Gerichts treten außer Kraft, 
wenn das international zuständige Gericht entscheidet (Art. 20 
Abs. 2 Brüssel IIa-Verordnung).

Brüssel IIb-Verordnung
Auch die Brüssel IIb-Verordnung sieht eine Regelung für einst-
weilige Maßnahmen vor (Art. 15 Brüssel IIb-Verordnung). Aller-
dings erweitert sie den Handlungsspielraum der Gerichte am 
tatsächlichen Aufenthaltsort des Kindes: Nach der Neurege-
lung reicht der tatsächliche Aufenthalt allein des Kindes aus, 
um entsprechende Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Mithin ist 
es nicht mehr zwingend, dass sich auch Personen, in deren 
Sorgerecht eingegriffen werden soll, im selben Mitgliedstaat 
tatsächlich aufhalten. 

3.3 Werden Sorge- und Umgangsentscheidungen 
aus einem Mitgliedstaat in einem anderen Mit-
gliedstaat anerkannt?

Brüssel IIa-Verordnung
Die Brüssel IIa-Verordnung regelt die Frage der Anerkennung 
ausländischer Entscheidungen betreffend die elterliche Ver-
antwortung aus Mitgliedstaaten in einem anderen Mitglied-
staat (alle EU-Staaten außer Dänemark), z.B. die Bestellung 
eines Ergänzungspflegers oder ein Herausgabebeschluss. Die 
in einem Mitgliedstaat ergangenen Entscheidungen werden 
grundsätzlich in den anderen Mitgliedstaaten anerkannt, 
ohne dass es hierfür eines besonderen Verfahrens bedarf 
(Art. 21 Abs. 1 Brüssel IIa-Verordnung). Hintergrund hierfür ist 
das Prinzip des gegenseitigen Vertrauens in das jeweilige Re-
gelungs- und Rechtsregime der anderen Mitgliedstaaten der 

Beispiel: Das Kind einer in Polen lebenden Familie befindet 
sich auf Klassenfahrt in Berlin, wo es verunglückt und län-
ger im Krankenhaus behandelt werden muss. Die Ärzte ra-
ten dringend, binnen zehn Tagen mit einer bestimmten 
medizinischen Behandlung zu beginnen. Das vom Kran-
kenhaus eingeschaltete Jugendamt in Berlin kann die in 
Polen lebenden Eltern nicht schnell genug kontaktieren 
oder stellt fest, dass diese sich in der Frage uneinig sind. 
Das Jugendamt erachtet es deswegen für erforderlich, das 
Gericht einzuschalten. Es würde am liebsten das Familien-
gericht vor Ort und nicht das ausländische Gericht kontak-
tieren. Geht das?

International zuständig sind die Gerichte in Polen, denn 
dort hat das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt. Auch 
wenn die Eltern sich nicht in Deutschland befinden, kann 
für das Kind, das sich nun in Deutschland aufhält, das deut-
sche Gericht bei Geltung der Brüssel IIb-Verordnung für Eil-
maßnahmen zuständig sein.
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Europäischen Union. Nur ausnahmsweise kann die Anerken-
nung einer solchen Entscheidung daher versagt werden (zu 
den Gründen Art. 23 Brüssel IIa-Verordnung). Hier sind deut-
sche Entscheidungen zu erwähnen, die die Anerkennung we-
gen unterbliebener Kindesanhörung im ausländischen Ver-
fahren nach Art. 23  b Brüssel IIa-Verordnung abgelehnt haben.

Zur Begründung dieser zwischen den deutschen Gerichten 
uneinigen Rechtslage wird angeführt, dass ein Kind entspre-
chend den nationalen Vorschriften des erkennenden auslän-
dischen Gerichts nicht angehört worden ist, dieses aber, wenn 
das Verfahren in Deutschland geführt worden wäre, hätte an-
gehört werden müssen.

Brüssel IIb-Verordnung
Die Brüssel IIb-Verordnung hat die Vorgaben zur Anerkennung 
weitgehend beibehalten. Familienrechtliche Gerichtsent-
scheidungen betreffend die elterliche Verantwortung werden 
in einem anderen Mitgliedstaat grundsätzlich kraft Gesetzes 
anerkannt (Art. 30 Abs. 1 Brüssel IIb-Verordnung). Auch die 
Brüssel IIb-Verordnung enthält einen abschließenden Katalog 
von Gründen, die allein zu einer Versagung der Anerkennung 
führen können (Art. 39 Brüssel IIb-Verordnung).

Neu geregelt und gestärkt wurde der Versagungsgrund, der 
sich auf die angemessene Anhörung des Kindes bezieht 
(Art. 39 Abs. 2 Brüssel IIb-Verordnung). Dies ist vor dem Hinter-
grund zu sehen, dass das Recht des Kindes auf Meinungsäu-
ßerung als neue und eigenständige Regelung in die Brüssel 
IIb-Verordnung eingefügt worden ist (Art. 21 Brüssel IIb-Ver-
ordnung): Betont wird das Recht des Kindes, im Verfahren sei-
nem Alter und seiner Reife entsprechend „eine echte und 
wirksame Gelegenheit“ zu haben, seine Meinung zu äußern. 
Dieses Recht setzt der Verordnungsgeber in den Kontext der 
EU-Grundrechtecharta sowie der UN-Kinderrechtskonven
tion, in denen das Recht des Kindes auf Meinungsäußerung 
ebenfalls verankert ist. Mit Geltung der Brüssel IIb-Verordnung 
kann nur noch im Fall der Nichtbeachtung des nun gemeinsa-
men europäischen Rechtsstandards zur Meinungsäußerung 
des Kindes die Anerkennung versagt werden und nicht mehr 
unter Hinweis auf die Nichteinhaltung der nationalen Vorstel-
lungen zur Kindesanhörung des um Anerkennung ersuchten 
Staates. Unter Geltung der Brüssel IIb-Verordnung werden un-
ter Geltung der Brüssel IIa-Verordnung erlassene deutsche 
Entscheidungen nicht mehr ergehen können, die die Anerken-
nung versagt haben, weil das Kind im ausländischen Verfah-
ren nicht angehört worden ist, es in einem entsprechenden in 
Deutschland geführten Verfahren aber hätte angehört werden 
müssen.

3.4 Lassen sich Sorge- und Umgangsentscheidun-
gen aus einem Mitgliedstaat in einem anderen 
Mitgliedstaat vollstrecken?

Brüssel IIa-Verordnung
Um eine vollstreckbare familienrechtliche Entscheidung be-
treffend die elterliche Verantwortung aus einem anderen Mit-
gliedstaat zu vollstrecken, bedarf es nach der Brüssel IIa-Ver-
ordnung grundsätzlich einer „Vollstreckbarkeitserklärung“, die 
nach einem in der Verordnung vorgegebenem Verfahren bei 
den Gerichten des Staates, in dem vollstreckt werden soll, be-
antragt werden muss (Art. 28 ff. Brüssel IIa-Verordnung). Um 
das Vollstreckbarerklärungsverfahren zu vereinfachen, stellt 
das Gericht, das die Grundentscheidung erlassen hat, eine 
„Bescheinigung“ aus (Art. 39 und Anhang II Brüssel IIa-Verord-
nung).

Auch von diesem Grundsatz gibt es Ausnahmen. Insbesonde-
re bei Umgangsentscheidungen kann der Richter/die Richte-
rin unter bestimmten Voraussetzungen eine entsprechende 
Bescheinigung über das Umgangsrecht ausstellen. In diesen 
Fällen bedarf es keiner Vollstreckbarkeitserklärung (Art. 41 
und Anhang III Brüssel IIa-Verordnung).

Brüssel IIb-Verordnung
Um in grenzüberschreitenden Streitigkeiten im Bereich der el-
terlichen Verantwortung Kosten und Zeit zu sparen, wurde die 
Notwendigkeit einer Vollstreckbarkeitserklärung für alle Ent-
scheidungen der elterlichen Verantwortung abgeschafft (Er-
wägungsgrund 58 Brüssel IIb-Verordnung). Soll eine Entschei-
dung in einem anderen Mitgliedstaat vollstreckt werden, 
bedarf es lediglich der Vorlage der Entscheidung nebst der 
entsprechenden Bescheinigung (Art. 34 ff. nebst Anhänge 
Brüssel IIb-Verordnung).

Auch die Brüssel IIb-Verordnung privilegiert Umgangsent-
scheidungen nach Art. 42 ff. Brüssel IIb-Verordnung. Hier ist 
besonders zu erwähnen, dass die Anerkennung und Voll-
streckbarerklärung von Umgangsentscheidungen nun allein 
aus dem Grund abgelehnt werden kann, dass die Entschei-
dung mit einer später ergangenen Entscheidung unvereinbar 
ist (Art. 50 Brüssel IIb-Verordnung).

4. Unterstützung durch Zentrale Behör-
den und den Internationalen Sozialdienst

In Einzelfällen mit grenzüberschreitendem Bezug kann es für 
das Jugendamt oder den Träger der freien Kinder- und Ju-
gendhilfe oftmals hilfreich sein, mit den zuständigen Stellen in 
anderen EU-Mitgliedstaaten in Kontakt zu treten. Zur Unter-
stützung und Beratung können die Zentrale Behörde bzw. der 
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Internationale Sozialdienst kontaktiert werden, die beide über 
Arbeitspartner im EU-Ausland verfügen (Kontakt siehe unten).

Der Verordnungsgeber bestimmt, dass jeder EU-Mitglied-
staat eine „Zentrale Behörde“ bestimmt, die ihn bei der An-
wendung der Verordnung unterstützt (Art. 53 Brüssel IIa-Ver-
ordnung bzw. Art. 76 Brüssel IIb-Verordnung). Die Zentrale 
Behörde ist in Deutschland im Bundesamt für Justiz ange-
siedelt.

Der Internationale Sozialdienst ist das deutsche Mitglied eines 
internationalen Netzwerkes, dessen Aufgabe es ist, in länder-
übergreifenden Familienkonflikten, Kinder- und Erwachse-
nenschutzfällen über die Ländergrenzen hinweg Brücken zwi-
schen den verschiedenen Sozialsystemen zu schlagen, um so 
einen möglichst lückenlosen Schutz zu gewährleisten.

5. Fazit und Ausblick

Die Brüssel IIb-VO führt zu einem weiteren Zusammenrücken 
in Kindschaftsangelegenheiten, das die Autorinnen begrüßen. 
Die Stärkung des Rechts des Kindes auf Meinungsäußerung im 
Verfahren ist besonders positiv hervorzuheben. Es bleibt nun 
abzuwarten, inwieweit die nationalen Gepflogenheiten zur 
Kindesanhörung in den einzelnen Mitgliedstaaten zukünftig 
geändert werden. Der deutsche Standard zur Kindesanhörung 
wird dabei aber wohl nicht zu verändern sein, da er jetzt be-
reits hoch ist und die Vorstellung der Brüssel IIb-Verordnung 
erfüllen dürfte.

Kontakt
Internationaler Sozialdienst: https://www.issger.de/de/kontakt/
kontakt.html bzw. https://zank.de/website/kontakt/index.php (14. 
Dezember 2020).

International Family Mediation (mehrsprachige Datenbank mit 
Länderprofilen und Kontaktdaten): http://ifm-mfi.org/de (18. 
Dezember 2020).

MiKK e.V. Internationales Mediationszentrum für Familienkonflikte 
und Kindesentführung, Kontakt, siehe https://www.mikk-ev.de/
kontakt/ (18. Dezember 2020).

Zentrale  Anlaufstelle für grenzüberschreitende Kindschaftskonflikte 
(„ZAnK“) und Mediation beim Internationalen Sozialdienst, https://
zank.de/website/index.php  (14. Januar 2021).

Zentrale Behörde im Bundesamt für Justiz, https://www.bundesjus-
tizamt.de/DE/Themen/Buergerdienste/HKUE/HKUE_node.html (14. 
Dezember 2020).
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